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Sehr geehrte Mandanten,

es gibt Fälle, da wundert man sich, dass sich überhaupt jemand getraut

hat, vor Gericht zu ziehen. So auch bei einer aktuellen Entscheidung

des FG Baden-Württemberg (Az. 11 KO 840/15). Es geht dabei nicht

um eine Steuerangelegenheit, sondern vielmehr um die Erstattung

von Reisekosten eines Anwalts. Der Jurist hatte ein finanzgerichtliches

Verfahren für seinen Mandanten gewonnen. Auf dieser Erfolgswolke

schwebend, klagte er nun im Anschluss, weil seine Reisekosten zum

Gericht nicht komplett erstattet werden sollten.

Wieso nicht, fragen Sie? Naja, der klagende Jurist schwebte nicht nur

auf seiner Erfolgswolke aufgrund des gerichtlichen Obsiegens, sondern

war zur mündlichen Verhandlung auch fliegend angereist. Also mit-

tels eines eigens gecharterten Flugzeugs. Ausweislich der vorgelegten

Unterlagen war er am Flugplatz Essen/Mülheim um 10:54 Uhr gestar-

tet und um 12:40 Uhr in Freiburg gelandet. Zurück ging es am gleichen

Tag auch wieder per Privatflieger. Die Kosten für den Höhenflug betru-

gen mehr als 2.200 Euro. Aber das Beste kommt noch: In dem Verfah-

ren ging es um einen Streitwert von exakt 5.390 Euro!

Wahrlich bodenständig kam das Gericht zu dem Schluss: Die bei

der Nutzung eines Flugzeugs anfallenden höheren Reisekosten stehen

nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zu den Kosten einer

Bahnreise, wenn sie bei einem Verfahren mit einem Streitwert von

deutlich unter 10.000 Euro um mehr als 100% über den (fiktiven) Kos-

ten einer Bahnreise liegen und überdies allein die Flugkosten schon

mehr als 20% des Streitwerts des gerichtlichen Verfahrens betragen.

Zu busy zu sein, bringt also auch nichts. Lieber mal runter kommen.

In diesem Sinne eine entspannte und informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.6.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.6. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.6.2016.

Elster: Einspruch geht erst mit Erklärungsausdruck zu

Eine Steuererklärung, die über das Internetportal Elster in nicht au-

thentifizierter Form abgegeben wird, geht dem Finanzamt erst dann zu, 

wenn es Kenntnis von der für den Übermittlungsvorgang vergebenen 

Telenummer erhält. Dies ist in der Regel erst dann der Fall, wenn der 

Erklärungsausdruck eingeht. Nicht ausschlaggebend ist der (frühere) 

Zeitpunkt, in dem die Daten in den Machtbereich der Finanzverwaltung 

gelangt sind. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Niedersachsen klar.

Das beklagte Finanzamt hatte gegen den Kläger Einkommensteu-

er- und Umsatzsteuerbescheide aufgrund geschätzter Besteuerungs-

grundlagen festgesetzt, weil der Kläger der Aufforderung zur Abgabe 

der Steuererklärungen nicht nachgekommen war. In der Folge gingen 

beim Finanzamt vom Kläger unterschriebene Ausdrucke der Einkom-

mensteuer- und der Umsatzsteuererklärung ein. Es handelte sich dabei 

um so genannte komprimierte Steuererklärungen, die der Kläger mit 

dem von der Finanzverwaltung bereitgestellten Programm „ElsterFor-

mular“ erstellt hatte und die er in nicht authentifizierter Form über 

das Internetportal Elster übermittelte. Das Finanzamt wertete die Ein-

reichung dieser Ausdrucke als Einspruch gegen die Steuerbescheide, 

erachtete diesen jedoch als verspätet, sodass eine Änderung der Steu-

erbescheide zu seinen Gunsten nicht mehr erfolgen könne.

Das FG stimmte darin mit dem Finanzamt überein. Entscheidend sei, 

dass das elektronisch übermittelte Dokument vom Empfänger geöff-

net und gelesen werden kann. Diese Voraussetzung sei bei der Über-

mittlung von Steuererklärungen mit komprimierter Steuererklärung 

erst zu dem Zeitpunkt erfüllt, zu dem das Finanzamt – in der Regel 

durch Eingang des Erklärungsausdrucks – Kenntnis von der für den 

Übermittlungsvorgang vergebenen Telenummern erhält. Denn erst 

hierdurch erhalte es die Möglichkeit, auf die von dem Steuerpflichti-

gen übermittelten Daten zuzugreifen. Die gegenteilige Auffassung des 

Klägers, es reiche für den Zugang aus, dass überhaupt Daten in den 

Machtbereich der Finanzverwaltung gelangt seien, auf die das Finanz-

amt zu einem späteren Zeitpunkt habe zugreifen können, verkennt 

nach Ansicht des FG, dass das Wesen des Zugangs gerade in der Mög-

lichkeit der Kenntnisnahme durch den Empfänger besteht.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 13.03.2014, 4 K 32/12, 

rechtskräftig

Altersentlastungsbetrag: Keine Diskriminierung 
Jüngerer

Der Umstand, dass der Altersentlastungsbetrag erst ab einem Alter 

von 64 Jahren gewährt wird, ist keine unzulässige Ungleichbehandlung 

jüngerer Steuerpflichtiger. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster 

entschieden.

Der 1952 geborene Kläger und die 1966 geborene Klägerin beantrag-

ten beim Finanzamt, im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

2013 für beide Ehegatten einen Altersentlastungsbetrag zu berück-

sichtigen. Die Anknüpfung an das Alter sei eine nach dem Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) unzulässige Diskriminierung. Beim 

Finanzamt hatte der Antrag keinen Erfolg.

Das FG Münster wies die hiergegen erhobene Klage ab. Die Kläger 

erfüllten nicht die Altersvoraussetzungen des § 24a Einkommensteu-

ergesetz. Das AGG als einfachgesetzliche Norm sei nicht geeignet, 
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Vorschriften des Einkommensteuergesetzes zu verdrängen. Darüber 

hinaus falle die Regelung zum Altersentlastungsbetrag nicht in den 

Anwendungsbereich des AGG, da es sich nicht um eine Sozialleistung, 

sondern um eine steuerliche Belastungsregelung handele. Der Alters-

entlastungsbetrag verfolge den Zweck, für andere Einkünfte als Leib-

renten und Versorgungsbezüge, die typischerweise im Alter bezogen 

werden und einer begünstigten Versteuerung unterliegen (Ertrags-

anteil beziehungsweise Versorgungsfreibetrag), eine vergleichbare 

Entlastung herbeizuführen. Vor diesem Hintergrund liege auch kein 

Verstoß gegen europarechtliche Diskriminierungsverbote und den 

allgemeinen Gleichheitssatz nach Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz vor.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 24.02.2016, 10 K 1979/15 E

Bundesregierung gegen Streubesitz-Steuer

Die Bundesregierung lehnt die Einführung einer Streubesitz-Steuer ab. 

Der Bundesrat dagegen verlangt eine steuerliche Regelung für Ver-

äußerungsgewinne aus Streubesitz. Diese habe die Bundesregierung 

selbst angekündigt; sie fehle aber jetzt im Entwurf eines Gesetzes zur 

Reform der Investmentbesteuerung (BT-Drs. 18/8045), kritisieren die 

Länder in ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf (BT-Drs. 18/8345).

Die Regelung sei notwendig, um die Möglichkeiten zu steuerlichen 

Gestaltungen zu vermeiden, die sich aus der Ungleichbehandlung von 

Dividenden und Veräußerungsgewinnen aus Streubesitz ergäben. Zu-

gleich meint die Länderkammer, dass bei einer Neuregelung die Situa-

tion von „Business Angels“, Gründern und Investoren, die ihre Beteili-

gungen häufig über eine Kapitalgesellschaft hielten, mit in den Blick zu 

nehmen sei. Es müsse eine verfassungsfeste und EU-konforme Rege-

lung gefunden werden, „die sicherstellt, dass für die Bereitstellung von 

Wagniskapital und die Finanzierung junger innovativer Unternehmen 

keine neue Belastung entsteht“.

Die Bundesregierung weist diesen Vorstoß zurück. Sie erinnert an das 

„Eckpunktepapier Wagniskapital“, in dem sie sich verpflichtet habe, bei 

der möglichen Einführung einer Steuerpflicht auf Veräußerungsgewin-

ne als Streubesitz in jedem Fall keine neuen steuerlichen Belastungen 

bei der Finanzierung junger innovativer Unternehmen entstehen zu 

lassen und auch EU-Konformität sicherzustellen. „Auch nach einer in-

tensiven Suche konnte bislang keine befriedigende Lösung gefunden 

werden, die einerseits den europarechtlichen Rahmenbedingungen 

und andererseits den Vorgaben des ‚Eckpunktepapiers Wagniskapital‘ 

gerecht wird.“ Deshalb sei von einer Regelung zur Besteuerung von Ver-

äußerungsgewinnen aus Streubesitzbeteiligungen abgesehen worden.

Deutscher Bundestag, PM vom 10.05.2016

Erbschaftsteuerfestsetzung: Bewertung von Anteilen 
an einem offenen Immobilienfonds

Anteile an einem offenen Immobilienfonds (Anteilscheine) sind im 

Rahmen der Erbschaftsteuerfestsetzung unter bestimmten Voraus-

setzungen mit dem niedrigeren Kurswert und nicht mit dem höheren 

Rücknahmepreis zu bewerten. Das hat das Hessische FG entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihrer im Januar 2012 verstorbenen Freun-

din. Bestandteil des Nachlasses waren unter anderem Anteilscheine 

an einem offenen Immobilienfonds. Das Fondsmanagement hatte die 

Rücknahme der Anteilscheine im Mai 2010 für zwei Jahre ausgesetzt 

und den Anlegern später mitgeteilt, dass die fehlende Liquidität des 

Fonds die Kündigung nach § 38 Abs. 1 Investmentgesetz und dessen 

Auflösung zur Folge habe. Bei der Erbschaftsteuerfestsetzung wehrte 

sich die Klägerin dagegen, dass das Finanzamt die Anteilscheine mit 

dem Rücknahmewert angesetzt hatte. Dieser sei – so die Klägerin – 

infolge der Aussetzung der Rücknahme der Anteilscheine nicht mehr 

zu realisieren gewesen. Maßgeblicher Wertansatz müsse vielmehr der 

niedrigere Börsenwert als gemeiner Wert im Sinne des § 9 Abs. 1 Be-

wertungsgesetz sein.

Die Klage hatte Erfolg. Das Hessische Finanzgericht urteilte, dass die 

Anteilscheine entgegen der Ansicht des Finanzamtes nicht mit dem 

Rücknahmepreis nach § 11 Abs. 4 Bewertungsgesetz, sondern mit dem 

zum Bewertungsstichtag im Rahmen des Freiverkehrs festgestellten 

niedrigen Börsenkurs zu bewerten seien. Denn im Streitfall sei die 

Rücknahme der Anteilscheine zum Besteuerungszeitpunkt ausgesetzt 

gewesen. Die fehlende Möglichkeit, die Anteilscheine zum Rücknah-

mepreis zu liquidieren, stelle dabei einen den Preis beeinflussenden 

Umstand im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 2 Bewertungsgesetz dar. Zudem 

sei die Möglichkeit, die Anteile an der Börse zu veräußern, kein gleich-

wertiger Ersatz für die gesetzlich geregelte Möglichkeit, die Anteile zu 

einem vorab festgelegten Rücknahmepreis an die Kapitalanlagegesell-
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schaft zurückzugeben. Es sei demnach im Zuge der Gesetzesauslegung 

im Streitfall sachgerecht, bei der Erbschaftsteuerfestsetzung eine Be-

wertung der im Freiverkehr gehandelten Anteilscheine mit ihrem Kurs 

zum Besteuerungszeitpunkt nach § 11 Abs. 1 Bewertungsgesetz vorzu-

nehmen. Somit sei der zum Besteuerungszeitpunkt unstreitige Börsen-

kurs der Anteilscheine anzusetzen.

Das Hessische FG hat gegen das Urteil vom 17.02.2016 die Revision 

zugelassen, zumal es von einer Entscheidung des FG Münster (Az. 3 

K 1997/14 Erb) zu einem vergleichbaren Sachverhalt abgewichen ist..

FG Hessen, Pressemitteilung vom 07.04.2016 zum Urteil 1 K 1161/15 

vom 17.02.2016 (nrkr – BFH-Az.: II R 11/16)

Zivilprozess wegen Baumängeln: Kosten der  
Hauseigentümer mindern Steuerlast nicht

Kosten eines Zivilprozesses, der gegen den Bauträger eines selbst ge-

nutzten Wohnhauses wegen Baumängeln (hier: Eindringen von Wasser 

in den Keller) geführt wird, sind keine außergewöhnliche Belastung im 

Sinne des § 33 Absatz 1 EStG. Dies zeigt ein aktuelles Urteil des BFH.

Das klagende Ehepaar machte in seiner Einkommensteuererklärung 

rund 10.300 Euro „Rechtsanwaltskosten wegen Bauschaden“ als au-

ßergewöhnliche Belastungen geltend. Das beklagte Finanzamt er-

kannte die Kosten nicht an. Dagegen klagte das Ehepaar ohne Erfolg.

Der BFH betont, Zivilprozesskosten seien nur insoweit abziehbar, 

als der Prozess existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich 

menschlichen Lebens berührt. Liefe der Steuerpflichtige ohne den 

Rechtsstreit Gefahr, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine 

lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr 

befriedigen zu können, könne er auch bei unsicheren Erfolgsaussichten 

zur Durchsetzung oder Abwehr eines zivilrechtlichen Anspruchs aus 

rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivil-

prozess zu führen, sodass die Prozesskosten zwangsläufig im Sinne von 

§ 33 EStG erwüchsen.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze seien die von den Klägern 

getragenen Rechtsanwalts- und Gerichtskosten nicht als außerge-

wöhnliche Belastungen steuermindernd zu berücksichtigen. Der von 

ihnen verfolgte (vermeintliche) Anspruch auf Rückabwicklung des 

Kauf- und Werkvertrags habe nicht ihren existenziellen Bereich be-

rührt, auch wenn er das zu eigenen Wohnzwecken genutzte Haus der 

Kläger betroffen habe. Der Ausgang des Prozesses sei für die Kläger 

zwar von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung gewesen, nicht aber 

von existenzieller. Die Gefahr, die Existenzgrundlage zu verlieren oder 

die lebensnotwendigen Bedürfnisse nicht mehr befriedigen zu können, 

hätte für die Kläger auch dann nicht bestanden, wenn sie sich nicht 

dazu entschlossen hätten, ihren (vermeintlichen) Anspruch auf Rück-

abwicklung des Kauf- und Werkvertrags gerichtlich zu verfolgen.

Der Erwerb eines Einfamilienhauses berühre nämlich typischerweise 

das Existenzminimum nicht und erscheine deshalb steuerlich als Vor-

gang der normalen Lebensführung. Für die von den Klägern getätigten 

Aufwendungen zur Rückabwicklung eines solchen Erwerbs gelte nichts 

anderes. Auch wenn das elementare private Wohnbedürfnis nicht 

durch das Wohnen in einem eigenen Haus befriedigt werden muss, 

seien Aufwendungen zur Wiederherstellung der Bewohnbarkeit eines 

selbstgenutzten Einfamilienhauses nach Eintritt eines ungewöhnli-

chen Schadensereignisses nach der Rechtsprechung des BFH allerdings 

nicht grundsätzlich von der Anwendung des § 33 EStG ausgeschlossen 

(Urteile vom 06.05.1994, III R 27/92 und vom 09.08.2001 (III R 6/01). 

In diesem Zusammenhang könnten auch Zivilprozesskosten einen 

existenziellen Bereich betreffen.

Im Streitfall sei die wesentliche Ursache, die zur Geltendmachung des 

(vermeintlichen) Anspruchs auf Rückabwicklung des Kauf- und Werk-

vertrags führte, das Eindringen von Wasser in den nicht ausgebauten 

Keller der Doppelhaushälfte aufgrund von Baumängeln gewesen. Das 

Eindringen des Wassers in den Keller der Doppelhaushälfte habe zum ei-

nen aber nicht zur Unbewohnbarkeit des Hauses geführt. Zum anderen 

seien Baumängel nach ständiger Rechtsprechung des BFH keineswegs 

unüblich und nicht mit ungewöhnlichen Schadensereignissen vergleich-

bar (Beschluss vom 11.02.2009, VI B 140/08). Selbst Aufwendungen 

zur Behebung gesundheitsgefährdender Baumängel erlaubten deshalb 

grundsätzlich keine Ermäßigung der Einkommensteuer nach § 33 Absatz 

1 EStG (Beschluss vom 19.06.2006, III B 37/05). Soweit die von der Klä-

gerin aufgewendeten Anwalts- und Gerichtskosten daher dazu gedient 

oder beigetragen haben, die Baumängel an der Doppelhaushälfte der 

Klägerin zu beseitigen, scheide ihre Berücksichtigung nach § 33 Absatz 1 

EStG unter diesem Gesichtspunkt folglich ebenfalls aus.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.01.2016, VI R 19/14
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Erbschaftsteuer: BFH schränkt Berücksichtigung 
von Steuerschulden bei Steuerhinterziehung durch 
Erblasser ein

Bei der Erbschaftsteuer wirken Steuerschulden, die auf einer Steuerhin-

terziehung des Erblassers beruhen, nur dann erwerbsmindernd, soweit 

die hinterzogene Steuer nach dem Erbfall auch tatsächlich festgesetzt 

wird. Mit diesem Urteil gibt der BFH seine frühere Rechtsprechung auf.

Im Streitfall hatte eine Erblasserin Zinsen aus in Luxemburg ange-

legtem Kapitalvermögen nicht versteuert. Nach ihrem Tod deckte 

der Kläger, einer der Erben, die Steuerhinterziehung gegenüber dem 

Finanzamt auf. Dieses setzte die Einkommensteuer nachträglich ge-

gen die Erben als Gesamtrechtsnachfolger fest, legte dabei jedoch 

fälschlicherweise DM- statt Euro-Beträge zugrunde. Dies führte im 

Ergebnis zu einer zu niedrigen Einkommensteuer. Der Kläger mach-

te bei der Erbschaftsteuer nicht die tatsächlich festgesetzte, sondern 

die materiell-rechtlich zutreffende Einkommensteuersteuerschuld als 

Nachlassverbindlichkeit geltend. Das für die Erbschaftsteuer zuständi-

ge Finanzamt erkannte nur die tatsächlich festgesetzte Einkommen-

steuer als Nachlassverbindlichkeit an. Das Finanzgericht (FG) folgte 

der Auffassung des Klägers.

Demgegenüber hob der BFH die Entscheidung des FG auf und wies die 

Klage ab. Nach dem Urteil des BFH mindert sich der steuerpflichtige 

Erwerb des Erben entsprechend dem so genannten Bereicherungsprin-

zip um die vom Erblasser herrührenden Schulden (§ 10 Absatz 5 Nr. 

1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes). Dies erfordere 

eine wirtschaftliche Belastung des Erben. Bei Steuerschulden des Erb-

lassers sei diese im Allgemeinen gegeben, da die Finanzbehörden die 

entstandenen Steueransprüche grundsätzlich auch festsetzten. Anders 

sei es aber, wenn wie bei einer Steuerhinterziehung davon auszuge-

hen sei, dass der Steuergläubiger seine Forderung nicht geltend ma-

chen kann. Eine wirtschaftliche Belastung liegt nach dem Urteil des 

BFH jetzt nur noch dann vor, wenn die Finanzbehörde die hinterzogene 

Steuer später auch tatsächlich festsetzt. Mit dem Bereicherungsprin-

zip sei es nicht zu vereinbaren, Steuern, die beim Eintritt des Erbfalls 

aufgrund der Hinterziehung keine wirtschaftliche Belastung waren und 

auch später den Erben mangels Festsetzung nicht belasten, erwerbs-

mindernd zu berücksichtigen.

Demgegenüber ist der BFH früher davon ausgegangen, dass eine wirt-

schaftliche Belastung im Hinterziehungsfall auch gegeben sei, wenn 

der Erbe das zuständige Finanzamt zeitnah über die Steuerangelegen-

heit unterrichtet (Urteil vom 24.03.1999, II R 34/97). Hieran hält der 

BFH nicht mehr fest.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.10.2015, II R 46/13

Vom Nießbraucher übernommene Tilgungs- und 
Zinsleistungen mindern den Wert des Nießbrauchs

Bei der Wertermittlung eines Nießbrauchs für Zwecke der Schen-

kungssteuer ist die vom Nießbraucher übernommene Verpflichtung 

zur Zahlung von Tilgungen und Schuldzinsen mindernd zu berücksich-

tigen. Dies stellt das FG Münster klar. Die von ihm zugelassene Revision 

ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen II R 4/16 anhängig.

Der Kläger erhielt von seinen Eltern Grundbesitz übertragen. Als Ge-

genleistung behielten diese sich einen lebenslänglichen Nießbrauch 

an einem der Grundstücke vor, wobei sie aber weiterhin die Tilgungs- 

und Zinsleistungen bezüglich der auf diesem Grundstück lastenden 

Verbindlichkeiten übernahmen. Das Finanzamt zog für Zwecke der 

Festsetzung der Schenkungsteuer vom Wert der Grundstücke den 

Jahreswert des Nießbrauchs ab. Bei der Berechnung des Jahreswerts 

berücksichtigte er die übernommenen Schuldzinsen wertmindernd, 

was zu einer höheren Bemessungsgrundlage für die Schenkungssteuer 

führte. Der Kläger begehrte demgegenüber die Bemessung der Zuwen-

dung nach dem ungeminderten Jahreswert des Nießbrauchs.

Das FG wies die Klage ab. Zu den bei der Ermittlung des steuerpflichti-

gen Erwerbs abzuziehenden Verbindlichkeiten gehöre auch die aus ei-

nem Vorbehaltsnießbrauch erwachsende Belastung des Erwerbers. Die 

Bewertung eines lebenslänglichen Nießbrauchs richte sich nach des-

sen Kapitalwert, der wiederum nach den Nettoerträgen zu bemessen 

sei. Dies bedeute bei Nießbrauchsrechten an Grundstücken, dass von 

den Mieteinnahmen auch die vom Nießbraucher zu zahlenden Zinsen 

abzuziehen seien. Diese Berechnung sei auch für die Ermittlung des 

Werts beim Nießbrauchsberechtigten maßgeblich. Eine unterschied-

liche Ermittlung beim Berechtigten und beim Verpflichteten komme 

nicht in Betracht.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 26.11.2015, 3 K 2711/13 Erb
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Arbeitnehmer

Leiharbeitnehmer wird am Arbeitsplatz bestohlen: 
Haftung des Entleihers nicht ausgeschlossen

Ein Entleiher kann nach den Umständen des Einzelfalls dazu verpflich-

tet sein, einem bei ihm eingesetzten Leiharbeitnehmer Schadenersatz 

für persönliche Gegenstände zu leisten, die diesem am Arbeitsplatz 

gestohlen wurden.

Die Beklagte betreibt ein Restaurant. In diesem war der Kläger, ein 

Leiharbeitnehmer, an zwei Tagen im Jahr 2014 als Servicekraft ein-

gesetzt. Er hinterließ seine persönlichen Gegenstände während sei-

ner Arbeitszeit in einem Mitarbeiterraum, der sich außerhalb der 

Gasträumlichkeiten befand. Der einzige Schlüssel für diesen Raum 

hing im Küchenbereich des Restaurants. Aus dem Mitarbeiterraum 

wurden persönliche Gegenstände von acht Mitarbeitern, darunter 

auch solche des Klägers und zwar Auto- und Wohnungsschlüssel sowie 

sein Handy entwendet. Das polizeiliche Ermittlungsverfahren wurde 

eingestellt. Ein Täter konnte nicht ermittelt werden. Der Kläger ver-

langt von der Beklagten Schadenersatz für einen neuen Schlosssatz für 

sein Auto, für die Kosten eines Schlüsseldienstes, um seine Wohnung 

zu öffnen, sowie für sein Handy in Höhe von insgesamt 1.331,56 Euro. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen.

Das LAG hat in der Berufungsverhandlung am 23.02.2016 darauf hin-

gewiesen, dass ein Schadenersatzanspruch des Klägers bestehen kann, 

dies aber von weiterer tatsächlicher Aufklärung abhängt. Ob der Ent-

leiher für die persönlichen Gegenstände eines Mitarbeiters  haftet, 

hänge von den Umständen des Einzelfalls ab. Hier sei zu beachten, 

dass der Mitarbeiterraum neu eingerichtet worden und dort noch nicht 

die erforderliche Anzahl von Spinden vorhanden war. Damit habe der 

Entleiher zu erkennen gegeben, dass er selbst von einem Sicherungs-

bedürfnis in diesem Raum ausging. Hinzu komme, dass der Mitarbei-

terraum während der Schicht offensichtlich nicht kontinuierlich von 

Mitarbeitern aufgesucht wurde. Allerdings habe es an anderer Stelle, 

wo die Mitarbeiter sich bislang umgezogen hatten, weitere Spinde ge-

geben. Dies habe die Stammbelegschaft wissen können und zumindest 

nachfragen müssen, ob diese Spinde benutzt werden können, bevor sie 

ihre Wertgegenstände unverschlossen im neuen Mitarbeiterraum de-

ponierte. Anders sei dies beim Kläger, der als Leiharbeitnehmer neu in 

den Betrieb kam und von den bisherigen Gegebenheiten keine Kennt-

nis hatte. Hätte die Schichtleiterin der Beklagten – so deren Vortrag 

– den Kläger auf die weiteren abschließbaren Spinde hingewiesen, 

schiede eine Haftung des Entleihers aus.

Die Parteien haben sich laut LAG im Termin vor der Beweisaufnahme 

aus prozessökonomischen Gründen verglichen, nachdem nicht alle 

Zeugen erschienen waren und ansonsten eine Fortsetzung der Beweis-

aufnahme in einem weiteren Termin erforderlich geworden wäre.

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, PM vom 23.02.2016 zu 8 Sa 593/15

Dienstunfall eines Beamten: Orthopädische Hilfs-
mittel können Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit absenken

Bei der Bestimmung des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit 

(MdE) bei einem Beamten ist im Rahmen der Unfallfürsorge auch zu 

berücksichtigen, inwieweit der Einsatz eines orthopädischen Hilfsmit-

tels die Dienstunfallfolgen kompensiert. Das hat das Bundesverwal-

tungsgericht (BVerwG) entschieden.

Der Kläger erlitt 2002 beim Dienstsport einen Unfall, der zu einer 

Fußheberlähmung sowie zu einem weitgehenden Verlust des Fußhe-

bermuskels führte. Der Grad der MdE wurde nach ärztlicher Begut-

achtung zunächst auf 30 Prozent festgesetzt. Auf dieser Grundlage 

erhielt der Kläger Unfallfürsorgeleistungen, zunächst Unfallausgleich 

und nach seiner Entlassung aus dem Beamtenverhältnis Unterhalts-

beitrag. Nachdem der Beklagte einige Jahre später Kenntnis davon 

erlangt hatte, dass der Kläger an einem Fußballspiel teilgenommen 

hatte, veranlasste er eine erneute ärztliche Untersuchung. Diese kam 

zu dem Ergebnis, dass der Grad der MdE noch immer mit 30 Prozent 

zu bewerten sei, bei Berücksichtigung der vom Kläger verwendeten Pe-

roneus-Schiene (ein orthopädisches Hilfsmittel, das das „Herabfallen“ 

des Fußes verhindert) jedoch nur mit 15 Prozent. Der Beklagte stellte 

daraufhin fest, dass keine erwerbsmindernden Unfallfolgen beim Klä-

ger vorlägen. Das Verwaltungsgericht hat die hiergegen gerichtete Kla-

ge abgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat den Beklagten 

dagegen verpflichtet, beim Kläger einen Grad der MdE von mindestens 

30 Prozent festzustellen.

Das BVerwG hat auf die Revision des Beklagten die Entscheidung des 

OVG aufgehoben und die Berufung zurückgewiesen. Bei der Feststel-
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lung des Grades der MdE sei der Einsatz orthopädischer Hilfsmittel zu 

berücksichtigen, soweit dieser zumutbar ist und Unfallfolgen tatsäch-

lich mindert. Nach den Vorschriften über den Unfallausgleich und den 

hier relevanten Unterhaltsbeitrag sei der Grad der MdE zu ermitteln, 

um das Maß der Unfallfürsorgeleistungen zu bestimmen. Der Unter-

haltsbeitrag stelle eine Entschädigung dafür dar, dass der frühere Be-

amte infolge des Dienstunfalls nur noch eingeschränkt in der Lage ist, 

sich im allgemeinen Arbeitsleben einen Erwerb zu verschaffen. Daraus 

folge, dass der zumutbare Einsatz orthopädischer Hilfsmittel den Grad 

der MdE absenkt, soweit er diese Fähigkeit wieder steigert.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 25.02.2016, BVerwG 2 C 14.14

Sturz bei nächtlichem Toilettengang auf Dienstreise 
kein Arbeitsunfall

Ein Arbeitnehmer, der während einer Dienstreise im Hotel übernach-

tet und dort bei einem nächtlichen Toilettengang stürzt, hat deswegen 

keine Ansprüche gegen die Berufsgenossenschaft. Das Sozialgericht 

(SG) Düsseldorf hat entschieden, dass es sich mangels inneren Zusam-

menhangs mit der versicherten Tätigkeit nicht um einen Arbeitsunfall 

handele. Damit war die Klage eines 60-jährigen Diplom-Ingenieurs 

erfolglos.

Der Kläger hatte im Februar 2014 während einer Dienstreise im Ra-

disson Blu Hotel in Lübeck übernachtet. Er machte einen Arbeitsunfall 

während der Dienstreise geltend. Er sei nachts in seinem Hotelzimmer 

aufgestanden, um zur Toilette zu gehen. Dabei habe er sich mit beiden 

Füßen im Bettüberwurf verhakt und sei dabei rückwärts gestürzt. Bei 

dem Sturz habe er sich einen Wirbelkörper gebrochen. Die Berufsge-

nossenschaft lehnte eine Entschädigung ab, da das nächtliche Aufste-

hen dem „eigenwirtschaftlichen Bereich“ zuzuordnen sei. Eine solche 

Sturzgefahr bestehe regelmäßig auch im privaten Lebensbereich. Der 

Kläger wandte dagegen ein, dass er sich bei Dienstreisen in unbekannter 

Umgebung aufhalte und hiermit eine besondere Gefahr verbunden sei.

Das SG Düsseldorf schloss sich der Argumentation des Klägers nicht 

an. Der Unfall habe keinen inneren Zusammenhang mit der versicher-

ten Tätigkeit gehabt. Die Nachtruhe im Hotelzimmer und die damit 

zusammenhängenden Verrichtungen würden grundsätzlich nicht mehr 

zum vom Versicherungsschutz umfassten Bereich gehören. Eine Aus-

nahme sei nicht ersichtlich. Wenn ein Unfall durch eine gefährliche 

Einrichtung ausgelöst werde, die der Versicherte wegen eines auswär-

tigen Dienstgeschäftes benutzen müsse, könne es sich um einen Ar-

beitsunfall handeln. Die Toilette oder der Bettüberwurf stellten jedoch 

keine gefährliche Einrichtung des Hotelzimmers dar, selbst wenn der 

Kläger bei sich zu Hause keinen Bettüberwurf benutze.

Sozialgericht Düsseldorf, Urteil vom 05.11.2015, S 31 U 427/14, rkr

Betriebliches Eingliederungsmanagement: Recht des 
Betriebsrats auf Mitbestimmung beschränkt sich auf 
Ausgestaltung

Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei Maßnahmen des Ge-

sundheitsschutzes nach § 87 Absatz 1 Nr. 7 Betriebsverfassungsgesetz 

(BetrVG) erfasst aufgrund der Rahmenvorschrift des § 84 Absatz 2 

Satz 1 Sozialgesetzbuch (SGB) IX nur die Aufstellung von Verfahrens-

grundsätzen zur Klärung der Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit 

eines Arbeitnehmers überwunden und mit welchen Leistungen oder 

Hilfen einer erneuten Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt werden kann. 

Dies stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Die Betriebsparteien streiten über die Wirksamkeit eines Einigungsstel-

lenspruchs. In diesem ist für die Durchführung des betrieblichen Ein-

gliederungsmanagements (bEM) die Bildung eines Integrationsteams 

vorgesehen, das sich aus je einem Vertreter des Arbeitgebers und des 

Betriebsrats zusammensetzt. Dieses hat das bEM mit dem betroffenen 

Arbeitnehmer durchzuführen, konkrete Maßnahmen zu beraten und 

dem Arbeitgeber vorzuschlagen sowie den nachfolgenden Prozess zu 

begleiten. Mit dem von ihr eingeleiteten Verfahren will der Arbeitgeber 

die Unwirksamkeit des Spruchs der Einigungsstelle festgestellt wissen.

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen die stattgebende Ent-

scheidung des Landesarbeitsgerichts blieb vor dem BAG ohne Erfolg. 

Die Einigungsstelle habe ihre Zuständigkeit überschritten. Ihr Spruch 

habe sich nicht auf die Ausgestaltung eines bEM beschränkt, sondern 

die Beteiligung des Integrationsteams an der allein dem Arbeitgeber 

obliegenden Umsetzung der Maßnahmen vorgesehen.

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 22.03.2016, 1 ABR 14/14
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Unterhaltszahlungen an Angehörige im Kosovo  
nur unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich 
abzugsfähig

Ein Kellner kann Unterhaltszahlungen an seine im Kosovo lebenden 

volljährigen erwerbsfähigen Kinder nicht als außergewöhnliche Be-

lastungen im Sinne des § 33a EStG steuermindernd geltend machen, 

wenn er nicht nachweist, dass sich seine Kinder bemüht haben, eine 

angemessene Erwerbstätigkeit zu finden. Dies hat das FG Rheinland-

Pfalz entschieden..

Der aus dem Kosovo stammende Kläger wohnt im Rhein-Lahn-Kreis 

und war im Streitjahr 2013 als Kellner beschäftigt. Außerdem bezog 

er eine Witwerrente. In seiner Einkommensteuererklärung machte er 

Unterstützungszahlungen an seine vier im Kosovo lebenden volljäh-

rigen Kinder in Höhe von 4.200 Euro als außergewöhnliche Belastun-

gen geltend. Das beklagte Finanzamt berücksichtigte die Zahlungen 

im Einkommensteuerbescheid allerdings nicht. Zur Begründung gab es 

an, die Kinder seien im erwerbsfähigen Alter.

Die dagegen erhobene Klage des Klägers blieb erfolglos. Das FG ver-

wies auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) und vertrat 

die Auffassung, dass die im Ausland lebenden Kinder des Klägers zwar 

grundsätzlich zum Kreis der unterhaltsberechtigten Personen zählten. 

Da sie alle im arbeitsfähigen Alter gewesen seien, habe ein Unterhalts-

anspruch allerdings nur dann bestanden, wenn sie auch tatsächlich 

unterhaltsbedürftig, also nicht in der Lage gewesen seien, ihren Le-

bensunterhalt selbst zu bestreiten.

Im Kosovo habe 2013 zwar nachweislich Arbeitslosigkeit und Unterbe-

schäftigung geherrscht. Dies rechtfertige es jedoch nicht, ohne Weite-

res darauf zu schließen, dass man dort keine Arbeit beziehungsweise 

zumindest „Gelegenheitsarbeit“ finden könne. Der Kläger sei daher 

verpflichtet gewesen, nachzuweisen, dass seine Kinder unter Einsatz 

aller zumutbaren und möglichen Mittel tatsächlich nachhaltig eine an-

gemessene Tätigkeit gesucht hätten. Entsprechende Nachweise habe 

der Kläger jedoch nicht beziehungsweise  nicht in ausreichender Form 

erbracht.

Das FG ließ die Revision gegen das Urteil nicht zu.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17.09.2015, 4 K 2254/14

Beteiligungsverlust: Als Werbungskosten des  
Arbeitnehmers absetzbar

Wer vergeblich versucht, sich durch die Beteiligung an einer Kapital-

gesellschaft einen Vorstandsposten zu sichern, kann die entstandenen 

Kosten als vorweggenommene Werbungskosten bei den Einkünften 

aus nichtselbstständiger Arbeit abziehen. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Köln entschieden. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache hat es die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, die 

dort unter dem Aktenzeichen VI R 1/16 anhängig ist.

Der Kläger, ein angestellter Jurist, zahlte einer GmbH 75.000 Euro für 

eine Zehn-Prozent-Beteiligung an einer noch zu gründenden Aktien-

gesellschaft (AG). Im Gegenzug sollte er bei der AG eine Vorstands-

position mit einem jährlichen Bruttogehalt von 90.000 Euro erhalten. 

Die GmbH verwendete das Geld abredewidrig zur Begleichung ihrer 

Schulden. Es kam weder zu einer Beteiligung des Klägers an der AG 

noch zu seiner Anstellung als Vorstand. Da die GmbH den Betrag nicht 

mehr zurückzahlen konnte, machte der Kläger den Verlust in Höhe von 

75.000 Euro in seiner Einkommensteuererklärung geltend. Das Finanz-

amt ordnete den Verlust der privaten Vermögensebene zu und lehnte 

die Berücksichtigung ab.

Das FG Köln gab der hiergegen erhobenen Klage statt und erkannte 

die vergeblichen Aufwendungen des Klägers als vorweggenommene 

Werbungskosten an. Er sah einen engen Veranlassungszusammenhang 

zwischen den Aufwendungen für den fehlgeschlagenen Beteiligungser-

werb und den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit. Dem Kläger 

sei es im Wesentlichen darum gegangen, eine adäquate nichtselbst-

ständige Arbeit zu finden und ein regelmäßiges Gehalt zu generieren. 

Die geplante Kapitalbeteiligung an der AG trete dahinter zurück.

FG Köln, Urteil vom 21.10.2015, 14 K 2767/12, nicht rechtskräftig

Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte:  
Mit Entfernungspauschale sind auch Unfallkosten 
abgegolten

Durch die Entfernungspauschale (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 Einkom-

mensteuergesetz – EStG) sind sämtliche Aufwendungen abgegolten, 

die einem Arbeitnehmer für die Wege zwischen Wohnung und Arbeits-
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stätte entstehen. Laut Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz bedeutet 

dies, dass auch Unfallkosten und unfallbedingte Krankheitskosten 

nicht zusätzlich geltend gemacht werden können.

Die Klägerin ist Angestellte und hatte 2014 auf der Fahrt zur Arbeits-

stätte mit ihrem Kraftfahrzeug einen Unfall. Danach klagte sie über 

Schmerzen im Kopf- und Nackenbereich, das Fahrzeug musste (für 

circa 7.000 Euro) repariert werden. Die Reparaturkosten und die ent-

standenen Behandlungskosten (Reha-Klinik et cetera) wurden nur zum 

Teil von dritter Seite erstattet. Die selbst getragenen Kosten (Repara-

turkosten circa 280 Euro, Krankheitskosten circa 660 Euro) machte die 

Klägerin anschließend mit ihrer Einkommensteuererklärung als Wer-

bungskosten geltend.

Das beklagte Finanzamt erkannte die Reparaturkosten für das Fahr-

zeug als Werbungskosten an, nicht hingegen die Krankheitskosten, die 

– so das Finanzamt – allenfalls als so genannte außergewöhnliche Be-

lastungen berücksichtigungsfähig wären. Auch dies scheide hier aller-

dings aus, weil der Betrag (660 Euro) die nach dem Gesetz zumutbare 

Eigenbelastung nicht überschreite.

Dagegen erhob die Klägerin beim FG Klage, die allerdings erfolglos 

blieb. Auch das FG vertrat die Auffassung, dass kein Werbungskosten-

abzug für die Behandlungskosten in Betracht komme. Die Entfernungs-

pauschale decke nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes 

„sämtliche Aufwendungen“ ab, die durch die Wege zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte entstehen, also auch außergewöhnliche Kosten. 

Dies diene dem vom Gesetzgeber bezweckten Ziel der Steuerverein-

fachung und der Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten über die Frage, 

ob noch gewöhnliche oder schon außergewöhnliche Aufwendungen 

vorliegen. Das beklagte Finanzamt hätte daher folgerichtig auch die 

Reparaturkosten für das Fahrzeug nicht zusätzlich zur Entfernungspau-

schale als Werbungskosten berücksichtigen dürfen.

Ein Rechtsmittel hat das Gericht nicht zugelassen. Der Kläger kann 

allenfalls eine Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundesfinanzhof ein-

legen.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 23.02.2016, 1 K 2078/15

Außendienstmitarbeiter: Betriebssitz des  
Arbeitgebers ist regelmäßige Arbeitsstätte

Sucht ein Außendienstmonteur arbeitstäglich den Betriebssitz seines 

Arbeitgebers auf und fährt von dort aus mit einem Firmenfahrzeug die 

Einsatzorte an, stellt der Betriebssitz seine regelmäßige Arbeitsstätte 

dar. Folge ist, dass die Fahrtkosten nur in Höhe der Entfernungspau-

schale abzugsfähig sind, wie das FG Münster entschieden hat.

Der Kläger ist als Außendienstmonteur beschäftigt. Im Streitjahr 2013 

fuhr er arbeitstäglich zunächst mit seinem privaten Pkw zum Betrieb 

seines Arbeitgebers. Von dort aus steuerte er mit einem dienstlichen 

Pkw die einzelnen Einsatzorte an und brachte das Fahrzeug erst kurz 

vor Feierabend wieder zum Betriebsgelände zurück. In der Einkom-

mensteuererklärung machte er 0,30 Euro für jeden tatsächlich gefah-

renen Kilometer als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt erkannte 

lediglich die Entfernungspauschale in Höhe von 0,30 Euro pro Entfer-

nungskilometer an. Der Kläger trug zur Begründung seiner Klage vor, 

keine regelmäßige Arbeitsstätte zu haben. Insbesondere könne der 

Betriebssitz seines Arbeitgebers nicht als regelmäßige Arbeitsstätte 

angesehen werden, weil der Kläger nur einen geringen Teil seiner tägli-

chen Arbeitszeit dort verbringe.

Die Klage blieb erfolglos. Das FG Münster erkannte einen Werbungs-

kostenabzug – ebenso wie das Finanzamt – lediglich in Höhe der Ent-

fernungspauschale an. Nach der neueren Rechtsprechung des Bundes-

finanzhofs zur bis einschließlich 2013 geltenden Rechtslage könne ein 

Arbeitnehmer nur noch eine einzige regelmäßige Arbeitsstätte haben. 

Hierfür sei entscheidend, wo sich der ortsgebundene Mittelpunkt 

der beruflichen Tätigkeit des Arbeitnehmers befinde. Bei verschiede-

nen Tätigkeitsstätten sei maßgeblich, welches konkrete Gewicht den 

einzelnen Tätigkeiten zukomme. Beim Kläger liege dieser qualitative 

Mittelpunkt seiner Arbeitstätigkeit zwar nicht am Betriebssitz seines 

Arbeitgebers, sondern in den einzelnen Einsatzorten. Allerdings kön-

ne der Kläger genauso wie seine Arbeitskollegen die Bürotätigkeiten 

am Betriebssitz verrichten, auf die täglichen Fahrten zur Betriebsstätte 

einrichten und so seine Wegekosten minimieren. Insoweit sei die neu-

ere Rechtsprechung für Fälle wie den Streitfall zu modifizieren. Das FG 

hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 17.02.2016, 1 K 3235/14 E


